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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe auf:

Artikel 8

"Hochschulen"

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, 

Hans-Ulrich Pfaffmann u. a. und Fraktion (SPD)

hier: Nummer 7 (Drs. 17/13211) 

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 24 Minuten. Ich eröffne die Aussprache. 

Erste Rednerin ist Frau Kollegin Kaniber. Wenn jetzt bitte wieder etwas mehr Ruhe 

eintreten würde, wäre ich Ihnen sehr dankbar. – Frau Kaniber, bitte.

Michaela Kaniber (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Angesichts der heutigen hochemotionalen Debatte möchte ich zunächst einmal 

einen herzlichen Dank an meine Kolleginnen und Kollegen im Hochschulausschuss 

aussprechen. Wir haben zum Artikel 8 durchaus fair und ausgewogen debattiert.

(Beifall bei der CSU)

Das von der Staatsregierung eingebrachte Integrationsgesetz macht es möglich, dass 

sich die Universitäten und Hochschulen sehr gut an dieser gesamtgesellschaftlichen 

Aufgabe beteiligen können. Es gibt bereits sehr gut gelebte und bestens gelebte Bei-

spiele. Hier ist die TU München zu nennen. Es gibt ein sehr gutes und großes Spek-

trum, wenn man die zahlreichen Veranstaltungen nimmt. Wir haben verschiedenste 

Kurse wie Sprachkurse und Orientierungs- und Beratungsveranstaltungen, um den 

Neuankömmlingen Unterstützung zu gewähren. Somit können ihnen auch die Grund-

züge des deutschen Bildungswesens nähergebracht werden. Damit verfolgen wir na-

türlich mehrere Ziele. Ich möchte hier drei davon nennen.

Erstens. Die Migrantinnen und Migranten können sich ein realistisches Bild von ihren 

Begabungen und Fähigkeiten machen.
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Zweitens. Sie können abschätzen, inwieweit ein Hochschulstudium auf deutschem Ni-

veau für sie tatsächlich infrage kommt.

Drittens. Sie müssen sich eine klare Vorstellung davon machen können, welche Vor-

aussetzungen und Vorleistungen noch zu erfüllen sind, um sich für ein Studium anmel-

den zu können.

Die durch Artikel 8 ermöglichten Bildungsangebote setzen keine Immatrikulation vo-

raus und führen auch nicht zu einer Berechtigung. Diese Bildungsangebote sind viel-

mehr für nichtimmatrikulierte Personen gedacht. Das ist besonders wichtig; denn 

durch die fehlende Immatrikulation wird jede Konkurrenzsituation zu den regulär ein-

geschriebenen Studierenden ausgeschlossen. Was bedeutet das? – Wir versuchen, 

gleiche Zugangsvoraussetzungen für alle zu schaffen. Die Angebote an den Hoch-

schulen sollten ausschließlich als faktische Bildungshilfe konzipiert sein, um den An-

drang auf die Allgemeinbildung bewältigen zu können. Sie sollten explizit nicht so kon-

zipiert sein, dass ein Hochschulzugang oder ein allgemeiner Bildungsabschluss 

ermöglicht wird. Hierfür sollen auch weiterhin die Schulen zuständig bleiben, unabhän-

gig davon, ob es einen Migranten oder einen Einheimischen betrifft. Es ist also nur fair, 

dass Migrantinnen und Migranten, die über keinen regulären Hochschulzugang in 

Deutschland verfügen, diesen nur auf dem dafür vorgeschriebenen Weg über die all-

gemeinbildende Schule erwerben können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch einmal ausdrücklich Danke sagen. 

Im Ausschuss haben wir diesen Artikel zwar kontrovers, aber auch sehr wohlwollend 

diskutiert.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Aber ohne Ihre Beteiligung!)

– Herr Pfaffmann, Sie waren, glaube ich, gar nicht dabei.
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(Dr. Florian Herrmann (CSU): Immer das Gleiche von ihm! Immer der gleiche 

Schmarrn! – Beifall bei der CSU – Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Was wollen Sie 

denn? Sie Kasperl! – Dr. Florian Herrmann (CSU): Ja, Kasperl!)

Wir, die CSU-Fraktion, stehen hinter diesem Artikel 8 "Hochschulen". Ich bitte um Zu-

stimmung.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Bevor ich Frau Zacharias zu einer Zwischenbe-

merkung das Wort erteile, gebe ich bekannt, dass die SPD-Fraktion für die Abstim-

mung über ihren Änderungsantrag namentliche Abstimmung beantragt hat. – Frau Za-

charias, Sie haben das Wort. Bitte schön.

Isabell Zacharias (SPD): Kollegin Kaniber, ja, wir haben das im Hochschulausschuss 

inhaltlich und fachlich debattiert. Aber das Ergebnis war, dass ihr unseren Änderungs-

antrag abgelehnt habt.

(Lachen bei der CSU)

– Genau. Ich frage nochmal nach, weil ich eine Demokratin bin. Sie haben eben aus-

geführt, was der Freistaat alles macht, damit die Universitäten und Hochschulen auf 

die jungen Flüchtlinge, die bei uns ein Studium ohne Immatrikulation aufnehmen wol-

len, reagieren können. Die Flüchtlinge haben oft eine schlimme Fluchtgeschichte hin-

ter sich. Ich habe folgende Fragen:

Erstens. Wie viel Geld hat der Freistaat Bayern in die Hand genommen, um die Uni-

versitäten und Hochschulen bei dieser Herausforderung zu unterstützen?

Zweitens. Was haben der Freistaat Bayern und die CSU unternommen, um den Uni-

versitäten oder HAWs die rechtlichen Herausforderungen wie Krankenversicherung 

oder Unfallversicherung zur Verfügung zu stellen?
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Drittens. Was haben Sie den Universitäten und Hochschulen angeboten, um der He-

rausforderung der Fort- und Weiterbildung zu begegnen? Diese sind dieser Herausfor-

derung nicht unbedingt gewachsen.

Schlussendlich frage ich Sie: Wie viel Geld ist geflossen, um dieser Herausforderung 

Herr oder Frau zu werden?

(Beifall bei der SPD)

Michaela Kaniber (CSU): Liebe Kollegin Zacharias, vielen Dank für die Frage. Ich 

finde es gut, dass diese Frage kam. Ich habe vorhin natürlich versucht, etwas abzu-

kürzen. Es ist schon auch eine Aufgabe des Bundes. Ich möchte darauf verweisen, 

dass der Freistaat Bayern auch Geld in die Hand genommen hat. Bereits im Jahr 2016 

haben die bayerischen Hochschulen etwa 1,7 Millionen Euro erhalten. Natürlich ist 

das noch nicht die Summe, die wir uns vorstellen. Aber wir sollten auch in Zukunft ge-

meinsam daran arbeiten, die Hochschulen gut versorgen zu können. Insgesamt – und 

dazu stehen wir – ist es aber auch eine Aufgabe des Bundes. Der Bund wird für die 

nächsten drei, vier Jahre über 100 Millionen Euro zur Verfügung stellen. Das ist schon 

einmal eine sehr gute Perspektive. Darauf kann man mit Sicherheit gut aufbauen.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Bevor ich der Frau Osgyan das Wort erteile, darf 

ich die Mitglieder der CSU-Fraktion fragen: Haben Sie eigentlich gemerkt, dass das 

eben Ihre Fraktionsangehörige war? Sie waren gerade genauso unruhig wie vorhin.

(Ernst Weidenbusch (CSU): Was ist denn das? Diese dauernde Besserwisserei! 

Das ist eine schwierige Aufgabe da vorne! – Anhaltende Unruhe)

Meine Damen und Herren! – Herr Pfaffmann, Sie haben einen Antrag zur Geschäfts-

ordnung.
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Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Herr Präsident, ich möchte einen Antrag zur Ge-

schäftsordnung einbringen. Ich möchte den Ältestenrat einberufen.

(Lebhafter Widerspruch bei der CSU)

Ich finde es unerträglich, wie die CSU bei den Reden ihr Desinteresse an dieser De-

batte durch hämische, abfällige Bemerkungen zum Ausdruck bringt. Ich finde das 

nicht angemessen. Ich glaube, es bedarf einer Klärung dieses Verhaltens der CSU-

Fraktion. Diese will offensichtlich nichts, aber auch gar nichts dazu beitragen, dass 

man dieses Gesetz hier vernünftig beraten kann.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege Zellmeier.

Josef Zellmeier (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte eine 

Gegenrede erheben. Wir stellen fest, dass in manchen Oppositionsfraktionen fast nie-

mand mehr da ist.

(Beifall bei der CSU)

Daher erklärt sich die Ruhe auf der anderen Seite.

(Lachen bei der CSU – Zuruf von der CSU: Bravo! – Beifall bei der CSU)

Wir lehnen den Geschäftsordnungsantrag ab.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Meine sehr geehrten Damen und Herren, nach-

dem die Emotionen durch Rede und Gegenrede nicht weniger geworden sind, halte 

ich es für das Beste, jetzt den Ältestenrat einzuberufen. Wir schauen, dass wir die Luft 

hier rausbekommen.

(Zuruf von der CSU: Abstimmen! Sofortige Abstimmung!)

– Das müssen wir nicht tun. Das brauchen wir nicht. Der Präsident kann nach der Ge-

schäftsordnung den Ältestenrat einberufen.
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(Ernst Weidenbusch (CSU): Was ist die Begründung?)

– Die Begründung für das Protokoll ist, dass die Emotionen hochkochen und eine 

sachliche Diskussion nicht mehr möglich ist.

(Ernst Weidenbusch (CSU): Das ist pure Überforderung!)

(Unterbrechung von 21.08 bis 22.03 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir set-

zen die Sitzung fort. Der Vorsitzende der CSU-Fraktion hat um die Möglichkeit einer 

Erklärung nach § 113 der Geschäftsordnung außerhalb der Tagesordnung gebeten. Er 

hat das Wort.

Thomas Kreuzer (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir sind uns einig, dass wir heute für Bayern ein wichtiges Gesetz beraten. Dafür 

haben wir uns bisher viel Zeit genommen. Wir haben um 13.00 Uhr mit einer allgemei-

nen Aussprache begonnen und länger geredet, als wir hätten reden müssen. Wir 

haben uns für die wichtigen Artikel am Anfang des Gesetzes viel Zeit zur Diskussion 

genommen. Nun müssen wir allerdings feststellen, dass das Sitzungsende morgen um 

14.00 Uhr sein wird, wenn die Sitzung weiter verläuft wie bisher. Das ist nicht durch-

führbar. Das ist deshalb der Fall, weil die Fraktion der SPD Einzelberatung beantragt 

hat, teilweise sogar mehrmals innerhalb eines Artikels. Die Beratung dauert pro Tages-

ordnungspunkt 24 Minuten. Wir stellen fest, dass ständig Erklärungen abgegeben wer-

den. Bei jedem Redner werden Zwischenbemerkungen gemacht. Meine Damen und 

Herren, ich halte das für einen Missbrauch der Geschäftsordnung.

(Beifall bei der CSU – Beifallsbekundung auf der Tribüne – Widerspruch bei der 

SPD – Dr. Christoph Rabenstein (SPD): Sie haben gar nichts zu sagen!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: – Herr Rabenstein, hier wird keine Selbst-

justiz geübt.
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(Beifall bei der CSU)

Ich habe gewartet, bis der Beifall vorbei ist. Jetzt erkläre ich den Leuten auf der Tribü-

ne, dass es unstatthaft ist, irgendwelche Beifalls- oder Missfallensbekundungen abzu-

geben. Das verstößt gegen die Geschäftsordnung. Das rüge ich in aller Form. Jetzt 

hat der Fraktionsvorsitzende der CSU wieder das Wort.

Thomas Kreuzer (CSU): Da es offensichtlich nicht die Absicht von SPD und GRÜ-

NEN ist, dieses Gesetz ordnungsgemäß zu Ende zu beraten, sondern eine Beratung 

zu verzögern und eine Verabschiedung möglichst zu verhindern,

(Zurufe von der SPD)

müssen wir ab jetzt dafür sorgen, dass wir diese Gesetzesberatung zu Ende bringen 

können. Die CSU-Fraktion zieht deshalb ihre Redner zurück. Wir werden uns an der 

Debatte nicht mehr beteiligen, um eine Verabschiedung des Gesetzes möglich zu ma-

chen.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Wir haben keine andere Wahl. Ich glaube, dass dies durchaus richtig ist. Ich verweise 

bezüglich des Inhalts unserer Ausführungen zu diesem Gesetz auf die Beratungen in 

den Ausschüssen von über 40 Stunden. Wen die Haltung der CSU-Fraktion interes-

siert, der kann in den Ausschussprotokollen nachlesen.

(Beifall bei der CSU – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Dies haben SPD und GRÜNE verschuldet. Aber wir werden dafür sorgen, dass trotz-

dem noch eine ordnungsgemäße parlamentarische Beratung möglich ist.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Jetzt hat sich der Fraktionsvorsitzende der 

FREIEN WÄHLER ebenfalls unter Berufung auf § 113 der Geschäftsordnung zu Wort 
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gemeldet. Zu Ihrer Information: Anschließend hat sich auch der Fraktionsvorsitzende 

der SPD gemeldet. – Bitte schön, Sie haben das Wort, Herr Aiwanger.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Zu Beginn der Debatte haben wir davor gewarnt, dass es eine ideologi-

sche Dauerdebatte wird, die keine neuen Gesichtspunkte mehr bringt. Die Debatte 

zeigt nun, dass es genau darauf hinausläuft.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir haben sowohl in den Ausschüssen als auch in der bisherigen Plenardebatte aus-

reichend klargemacht, wie die Positionen sind und wo wir stehen. Auch wir FREIEN 

WÄHLER sehen hier das Ansehen des Parlaments in Gefahr. Wir werden der Sache 

nicht mehr gerecht, wenn wir diese Debatte bis morgen Mittag durchziehen. Deshalb 

werden auch wir uns zur Sache nicht mehr äußern, es sei denn, es ist unumgänglich. 

Wir werden dazu beitragen, dass diese Debatte kürzer wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Aiwanger. – Jetzt hat der 

Fraktionsvorsitzende der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Rinderspacher.

Markus Rinderspacher (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zunächst weise ich für die SPD-Fraktion den Vorwurf des Missbrauchs der 

Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag entschieden zurück.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Auch kann es nicht angehen, dass der Fraktionsvorsitzende der CSU im Bayerischen 

Landtag mit einer kraftvollen – man könnte auch sagen: "kracherten" – Rede die De-

batte eröffnet und dann nach einigen Stunden intensiver Diskussion für seine Fraktion 

sagt, man habe keine Lust mehr. Was ist das für ein Arbeitsverständnis?

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Als Abgeordnete im Bayerischen Landtag sind wir beauftragt, in Bayern die Gesetzge-

bung auf den Weg zu bringen und parlamentarisch zu begleiten.

(Thomas Kreuzer (CSU): Und nicht zu verhindern!)

Dafür hat sich der Bayerische Landtag eine Geschäftsordnung gegeben. Es ist auch 

unsere Aufgabe, die zentrale Gesetzgebung dieser Legislaturperiode gemäß Ihren 

Worten auf Herz und Nieren zu prüfen und in einer Sachdebatte Artikel für Artikel 

durchzugehen. Das ist das, was wir übrigens dankenswerterweise mit vielen Kollegin-

nen und Kollegen der CSU in den letzten Stunden getan haben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das ist das, wofür wir bezahlt werden. Und das ist das, was im Bayerischen Landtag 

unsere Aufgabe ist.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir sind ein Arbeitsparlament. Es kann nicht angehen, dass die Mehrheitsfraktion mit 

Unterstützung einer Oppositionsfraktion von einer ideologischen Dauerdebatte 

spricht.Ich habe das im Übrigen ganz anders empfunden und möchte mich bei den 

Kolleginnen und Kollegen der CSU sehr herzlich bedanken. Es gab nämlich Fachpoli-

tiker, die in den letzten Stunden ausgezeichnete Beiträge abgeliefert haben. Ausge-

zeichnete Beiträge!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Der Sitzungsverlauf, Herr Kreuzer, war nicht etwa von Zwischenbemerkungen der 

SPD und der GRÜNEN geprägt. Auch die Kolleginnen und Kollegen der CSU haben 

Nachfragen gestellt und Zwischenbemerkungen abgegeben. Es hätte eine sehr gute 

Sitzung werden können, wenn wir es so fortgesetzt hätten.

Tatsächlich gab es neben diesen Sachbeiträgen auch Störungen dieser Sitzung. Des-

halb mussten zwei Ältestenratssitzungen einberufen werden, die tatsächlich den De-
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battenverlauf verzögert haben. Wer daran schuld ist, Herr Kollege Kreuzer, das würde 

ich mir an Ihrer Stelle noch einmal sehr genau überlegen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Die SPD-Fraktion hatte im Ältestenrat angeboten, die Dritte Lesung an einem anderen 

Tag durchzuführen, wenn manche Kolleginnen und Kollegen sagen, es reicht für 

heute. Dann könnten wir nach der Zweiten Lesung um 23 Uhr oder 24 Uhr aufhören

(Thomas Kreuzer (CSU): Bei 22 Änderungsanträgen! Rechnen Sie einmal nach!)

und die Dritte Lesung – das Angebot ist Ihnen unterbreitet worden – an einem ande-

ren Tag durchführen. Sie haben dies im Ältestenrat abgelehnt. Jetzt legen Sie die Ar-

beit nieder.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Diese Form der Arbeitsverweigerung entspricht nicht unserem Verständnis von einem 

soliden Parlamentarismus, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Sie sagen, es entstünde ein Schaden für die Demokratie. Aus meiner Sicht ist es 

schädlich, wenn Parlamentarier sagen: Wir sprechen über Integration auf Parteitagen 

stundenlang, wir machen Leitanträge, wir gehen in die Bierzelte; im Parlament, wo Wi-

derspruch zu erwarten ist, machen Sie sich aber plötzlich vom Acker. Was ist das für 

ein Selbstverständnis?

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

So zeigt sich im Laufe der Debatte für uns vor allen Dingen eines: Sie sind Wider-

spruch nicht gewöhnt. Die absolute Mehrheit seit 2013 hat zu einer Arroganz der 

Macht geführt,

(Widerspruch bei der CSU)
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sodass Sie tatsächlich der Auffassung sind, der CSU-Fraktionsvorsitzende hält hier 

eine "kracherte" Rede, und die Plenardebatte ist beendet. So funktioniert Demokratie 

nicht. Das lassen wir Ihnen nicht durchgehen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Jetzt hat sich noch der Parlamentarische 

Geschäftsführer der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, auch unter Beru-

fung auf § 113 der Geschäftsordnung, zu Wort gemeldet. Ich bitte um Aufmerksamkeit.

Thomas Gehring (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Parla-

mentarier, die das Reden zu einem wichtigen Gesetzentwurf einstellen, stellen sich 

selbst ein Armutszeugnis aus.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Dieses Verhalten wird der bisherigen Debatte nicht gerecht. Wir haben bisher eine 

lange, aber sehr ernsthafte Debatte zu diesem Thema quer durch alle Fraktionen ge-

führt. Alle Rednerinnen und Redner haben hier zur Sache geredet. Sie haben nicht fili-

bustert, sondern sie haben sehr ernsthaft geredet. Es gab Zwischenbemerkungen aus 

allen Fraktionen. Das zeigt, dass alle, die hier geredet haben, dieses Thema ernstge-

nommen haben. Sie haben sich ernsthaft damit auseinandergesetzt. Wenn jetzt par 

ordre du Mufti gesagt wird, jetzt beenden wir die Debatte, jetzt wird nicht mehr gere-

det, dann zeugt das von einem unparlamentarischen Verhalten der CSU-Fraktion bzw. 

deren Fraktionsvorsitzendem.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Die Geschäftsordnung ist so, wie sie ist. Sie wird hier nur angewendet. Übrigens 

haben wir auch im Ältestenrat immer wieder gezeigt, dass wir flexibel sind. Wir haben 

Angebote gemacht. Wir haben zum Beispiel auf die Einzelberatung unseres Gesetz-

entwurfs verzichtet. Es ging uns immer darum, ein Verfahren durchzuführen, das für 

alle machbar ist. Wir haben auch angeboten – Kollege Halbleib hat es im Ältestenrat 
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gemacht –, die Dritte Lesung zu vertagen. Die Dritte Lesung muss nicht unbedingt im 

Anschluss an die Zweite durchgeführt werden. Sie sollen auch noch einmal Zeit zum 

Nachdenken haben, um noch etwas zu verändern. Die Verschiebung der Dritten Le-

sung war unser Angebot. Damit würden wir wertvolle Zeit gewinnen, und das würde 

der ganzen Debatte guttun. Wir würden damit Zeit gewinnen. Wir könnten dann weiter 

über dieses Thema reden.

Klar ist natürlich auch, dass bei Ihnen die Nerven blank liegen.

(Lachen bei der CSU)

Sie fürchten wohl die Nacht; denn am jetzigen Zeitpunkt kann es nicht liegen. Wir de-

battieren öfter bis 22, 23 oder auch 24 Uhr. Das halten wir alle konditionell noch ganz 

gut aus.

(Thomas Kreuzer (CSU): Wir haben noch 20 Einzelberatungen!)

Daher verstehe ich, dass Sie nervös sind und in die Zukunft blicken.

Der Grund ist aber der, dass es Ihnen lästig ist, dass wir immer wieder über dieses 

Gesetz diskutieren, weil Sie feststellen, dass Sie sich in einigen Punkten verrannt 

haben und die Argumente nicht mehr durchhalten können. Deswegen wollen Sie darü-

ber nicht mehr diskutieren.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir haben Angebote zur Verkürzung der Debatte gemacht. Auf Reden zu verzichten, 

ist kein Angebot, das eines Parlamentariers würdig ist. Wir werden uns mit diesem Ge-

setz weiterhin sachlich auseinandersetzen und sachliche Beiträge bringen.

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir fah-

ren in der Tagesordnung fort, und zwar mit der Beratung des Artikels 8 – "Hochschu-
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len". Nächste Rednerin ist Frau Osgyan vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, 

Frau Osgyan, Sie haben das Wort.

Verena Osgyan (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen. Es ist 

22 Uhr. Wir haben lange beraten. Wir haben in vielen Punkten gut beraten. Meine Vor-

rednerin von der CSU war beim Punkt Hochschulen. Ich muss betonen – Sie haben es 

alle immer wieder angemerkt –: Integration ist ein wichtiges Thema. Jetzt wird in Bay-

ern von der Staatsregierung erstmals ein Integrationsgesetz vorgelegt. Von uns kam 

schon ein Entwurf, von der SPD kam schon vor Längerem ein Gesetzentwurf. Das Ge-

setz ist wirklich überfällig; denn wir haben in Bayern seit mindestens 50 Jahren Migra-

tion. Wenn man zurückschaut, haben wir eigentlich schon seit Jahrhunderten Migra-

tion.

Jetzt komme ich wieder zurück zu den Hochschulen. Hochschulen sind seit Jahrhun-

derten ein Träger der Integration. Deswegen muss ich Ihnen, Frau Kaniber, widerspre-

chen. Die Integration ist keine neue Aufgabe, die auf die Hochschulen zukommt. Im 

Mittelalter gab es bereits berühmte Universitäten wie Oxford, Bologna und Kairo. Dort 

sind junge Menschen aus ganz vielen Ländern zusammengekommen und haben Wis-

sen untereinander ausgetauscht. Migration und Integration ist eine Grundkompetenz 

der Hochschulen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Menschen blieben oft dort, wo sie studiert haben. Sie haben neues Wissen mitge-

bracht. Dadurch ist unsere Kultur erst richtig entstanden.

Kolleginnen und Kollegen, die Wissenschaft kennt keine Grenzen. Ich glaube, die 

Freiheit von Forschung und Lehre beschreibt das genaue Gegenteil einer Leitkultur. 

Sie ist evidenzbasiert. Neue Erkenntnisse lösen alte Erkenntnisse ab. Immer wieder 

müssen Dinge infrage gestellt werden, um weiterzukommen und um Wissen zu erwei-

tern. Deswegen sind Hochschulen auch heute noch mit die wichtigsten transnationa-

len Begegnungsorte.Ich glaube, für die bayerischen Hochschulen ist das seit jeher 
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eine ihrer wichtigsten Aufgaben. Deswegen haben sie die Herausforderungen der In-

tegration sehr früh erkannt, haben Programme aufgelegt und sich um Geflüchtete ge-

kümmert, um die Migrantinnen und Migranten. Sie haben das ganz selbstverständlich 

getan, noch bevor es in einem Gesetz als ihre Aufgabe festgeschrieben wurde.

Ich denke, das können wir anerkennen. Wir müssen anerkennen, dass die Hochschu-

len ihren Beitrag leisten. Sie haben gehandelt. Als Politiker müssen wir uns nun über-

legen, was unser Beitrag dazu sein soll.

Wir dürfen den Willen zur Integration nicht mit rechtlichen Einschränkungen vorgeben 

und einen Riegel vorschieben. Wir müssen die Hochschulen vielmehr in ihren neuen 

Aufgaben adäquat unterstützen; dazu gehört auch die finanzielle Seite.

Wenn ich nun höre, das sei Aufgabe des Bundes, dann ist das einfach zu leicht ge-

sagt. Da macht sich der Freistaat an dieser Stelle wirklich einen schlanken Fuß; denn 

ansonsten sind Bildung und Forschung originäre Aufgaben der Hochschulen im Frei-

staat.

Immerhin fließen 10 % des Staatshaushaltes in die Hochschulen. Insofern sind die 

1,7 Millionen Euro Beitrag nicht zu hoch angesetzt, um die Hochschulen in diesem 

Sinne zu fördern.

Dennoch – der Freistaat duckt sich weg. Er gibt Geld, aber es geht im Grunde darum, 

zu koordinieren, aktiv zu fördern und Programme aufzulegen.

Was im Gesetzentwurf steht, geht im Grunde nur dahin: Die Hochschulen können Pro-

gramme auflegen und Sprachkurse anbieten. Das machen sie schon die ganze Zeit. 

Wie es finanziert und koordiniert werden soll und wie es aktiv befördert werden könn-

te, ist im Gesetz nicht enthalten.

Ich glaube, das ist einfach ein Laisser-faire; es ist kein aktives Befördern von Integra-

tion. Und das ist nicht mein Politikverständnis.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Andere Bundesländer sehen das auch so. Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen 

und Niedersachsen haben längst vorgemacht, was wir immer wieder in unseren Anträ-

gen gefordert haben, nämlich Stipendienprogramme für Geflüchtete zu öffnen und 

zentrale Informationsplattformen und Anlaufstellen für internationale Studierende zu 

schaffen.

Die Zeugnisanerkennung sollte einheitlich geregelt werden. Dass entsprechende Ver-

fahren eingeführt werden, hat die Kultusministerkonferenz letztes Jahr beschlossen. 

Ich weiß nicht, ob Bayern das mittlerweile umgesetzt hat.

Es geht um auskömmlich finanzierte Sprachkurse. Das ist nicht nur wichtig für die Stu-

dierenden, sondern auch für die Lehrenden, die in den Sprachzentren häufig prekär 

beschäftigt sind.

Abgesehen davon hat Baden-Württemberg jetzt ein Programm aufgelegt, um gefähr-

dete Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus der Türkei zu unterstützen. Auch 

da könnte sich Bayern eine Scheibe abschneiden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In der Bayerischen Verfassung steht: "Jeder Bewohner Bayerns hat Anspruch darauf, 

eine seinen erkennbaren Fähigkeiten und seiner inneren Berufung entsprechende 

Ausbildung zu erhalten." Unsere Verfassung unterscheidet da nicht zwischen Auslän-

dern und Migranten mit deutschem Pass und Bildungsinländern und Bildungsinländer-

innen.

Eine letzte Anmerkung – auch hier haben wir ein riesiges Defizit –: Bei den Menschen 

mit Hochschulzugangsberechtigung haben Ausländerinnen und Ausländer der ersten 

Generation eine höhere Quote als gebürtige Deutsche. Dagegen haben Ausländerin-

nen und Ausländer der zweiten Generation, also Bildungsinländer und Bildungsinlän-

derinnen, die unser Schulsystem durchlaufen haben, eine signifikant niedrigere Quote 
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bei der Zugangsberechtigung. Das zeigt eindeutig: Unser Bildungssystem benachtei-

ligt Migranten und Migrantinnen strukturell. Da müssen wir ansetzen, damit wir allen 

jungen Menschen überhaupt die Chance geben, ihr Potenzial entsprechend ihren Fä-

higkeiten zu entfalten. Das tut Bayern gut, und das tut Deutschland gut. Darauf müs-

sen wir hinarbeiten. Wer junge Menschen systematisch und strukturell ausgrenzt, der 

spaltet. Wer spaltet, der schwächt die Gesellschaft. Zusammenhalt macht uns stark. 

Gemeinsam gewinnen wir.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kol-

lege Rosenthal von der SPD.

Georg Rosenthal (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Das Anfangszitat passt sehr gut zu dem, was wir nach dieser Unterbrechung als 

Anfangsdebatte gehabt haben.

Der Schweizer Publizist René Altmann nannte die Bundesrepublik nach dem Zweiten 

Weltkrieg einen hingenommenen Staat, der unter den Deutschen zwar keine über-

schwängliche Begeisterung auslöste, dessen Macht aber derart gefestigt war, dass 

sich die antidemokratischen Feinde bei ihren Unterwanderungsversuchen demokra-

tisch tarnen mussten.

Heute erleben wir an vielen Stellen eine Erodierung des Systems. Viele Bürger sehen 

sich mit ihren Anliegen und Ängsten nicht mehr vertreten. Der Sieg Trumps in Amerika 

beschleunigte noch einmal diesen Diskurs.

Besonders die deutsche Politik im konservativen Bereich reagierte alarmiert und be-

sorgt. Das Bayerische Integrationsgesetz zeigt diese Alarmkultur und Aufgeregtheit 

und steht in dieser Provenienz.

Souveränität und Festigkeit – das haben wir in dieser ewigen Debatte erlebt – sehen 

anders aus. Ich zitiere Günter Grass:
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Unsere Geschichte lehrt uns, welche folgenreichen Irrtümer wir einzuschlagen 

bereit sind. Widerstandslos hat sich die zarte Pflanze Vernunft immer wieder 

unter den Rasen pflügen lassen. Lasst uns dafür sorgen, dass in unserem Land 

endlich die Vernunft siegt und Aufklärung sich ausbreitet wie eine heilsame Epi-

demie! Noch liegt die Wahl bei uns.

(Beifall bei der SPD)

Auch in Artikel 8 manifestiert sich das sehr spezielle Verhältnis der Mehrheitsfraktion 

und der Bayerischen Staatsregierung zur Integration.

Ich zitiere Dr. Markus Löffelmann: Das Fremde soll durch die eigene Leitkultur einver-

leibt werden, und zu diesem Zweck wird auch das Instrument des erziehenden und 

strafenden Staates eingesetzt. Tendenz zur kulturellen Dominanz der politischen 

Mehrheit über die Minderheit. Seine Conclusio: "In mancherlei Hinsicht ist Bayern das 

westeuropäische Ostafrika."

Welche Chancen werden hier vertan? Ich zitiere Kollegen Huber von der CSU-Frak-

tion aus dem Sopo: Hochschulen werden verstanden als Ort, um Sprachkenntnisse zu 

verbessern und sich zu informieren. – Wie zurückhaltend ist das und wie defizitär?

Die Migranten – ich zitiere weiter – können entsprechende Bildungsangebote erfah-

ren. – Welche Bildungsangebote zur Verfügung stehen und welche davon für sie pas-

send sind: Fehlanzeige!

Konkret geht es um Angebote für studieninteressierte, nichtimmatrikulierte Migrantin-

nen und Migranten. In unserem Änderungsantrag ist ein wichtiger Unterschied aufge-

zeigt. Es heißt da: "Die Kosten hierfür sind den Hochschulen aus dem Staatshaushalt 

zu erstatten."

Im Gesetzentwurf der Staatsregierung steht zur Kostenerstattung nichts. In der Be-

gründung heißt es, dass das aus den eigenen Mitteln zu finanzieren ist. Mit stiller Post 

wird auf die Finanzmittel des Bundes verwiesen. Tenor: Die Mittel stehen dort ausrei-
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chend zur Verfügung. So sieht Bildungspolitik in der Mehrheitsfraktion des Baye-

rischen Landtags aus.

Eine zeitliche Beschränkung von zwei Jahren wird genannt. Warum zwei Jahre? Be-

gründung: keine! In den Protokollen findet man als Äußerung des Ministerialrats im 

Sopo auf eine Nachfrage: Zwei Jahre liegen zwischen einem Jahr und drei Jahren. 

Deshalb passen zwei Jahre.

(Heiterkeit bei der SPD)

Das hätten wir uns auch ausdenken können. So wollen Sie Ressourcen heben. Sie 

wollen Bildungslücken schließen. Was für ein defizitorientierter Blick auf die Hoch-

schulen ist das? Welche Armut kennzeichnet das? Sie haben gut aufgestellte baye-

rische Hochschulen, wie wir immer wieder in vielen Reden von Ihnen hören können. 

Ermutigen Sie die Hochschulen aktiv? – Nein! Welche Ressourcenmöglichkeiten 

haben die Hochschulen? – Sie zeigen es bei der Hochbegabtenförderung. Sie zeigen 

es bei Exzellenzinitiativen. Auf welches Kreativpotenzial bauen Sie denn bei den 

Hochschulen ansonsten? – An dieser Stelle Fehlanzeige.

An die Universitäten werden Aufgaben übertragen, Bildungslücken auszugleichen und 

Unterstützung zu gewähren. Anhörung der Hochschulen? – Ja, sie hat schriftlich statt-

gefunden. Ministerialrat Günter Megger vom Kultusministerium sagt, vonseiten der 

Hochschulen hat es keine Probleme gegeben, die übermittelt worden wären. Auf 

Nachfrage wurde ergänzt: Es sind alle angeschrieben worden. – Alle? – Ich zitiere aus 

dem Schreiben der Hochschule Bayern vom 5. April 2016: Allerdings ist der Artikel 8 in 

der vorliegenden Fassung sehr offen formuliert und damit nicht geeignet, alle vorlie-

genden Fragestellungen abschließend zu klären. Zudem berücksichtigt er nicht den 

originären Bildungsauftrag der Hochschulen

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)
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im Bildungssystem des Freistaats Bayern, nämlich den der akademischen Qualifizie-

rung breiter Bevölkerungsteile. Der Aufwand abseits ihres eigentlichen speziellen Bil-

dungsauftrags, für den die Hochschulen finanziert werden, ist nicht planbar. Räumlich-

keiten, Einrichtungen, Ausstattungen – alles Fehlanzeige.

Ich fasse zusammen: Sie schlagen sich im Artikel 8 unter Wert. Interkulturelle Kompe-

tenz – nichts wird dazu gesagt. Sie schlagen sich unter Wert. Deshalb fände ich es 

gut, wenn Sie unserem Änderungsantrag zustimmen würden.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Damit ist die Aussprache geschlossen.

(Zuruf von den GRÜNEN: Schade!)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Vorweg ist über die Nummer 7 des Änderungsantrags der SPD-Fraktion auf Drucksa-

che 17/13211 abzustimmen, und zwar auf Antrag der SPD in namentlicher Form. Mit 

der Nummer 7 des SPD-Antrags soll Artikel 6 – er entspricht Artikel 8 des Entwurfs der 

Staatsregierung – neu gefasst werden. Inhaltlich verweise ich auf die entsprechende 

Drucksache.

Der federführende Ausschuss empfiehlt Ablehnung. Ich eröffne die namentliche Ab-

stimmung und gebe dafür drei Minuten. Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir haben 

anschließend die Abstimmung über Artikel 8.

(Namentliche Abstimmung von 22.33 bis 22.36 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist um. Ich schließe die Abstimmung. Ich 

bitte, das Ergebnis außerhalb des Saales festzustellen, und zwar möglichst schnell, 
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weil ich mit der endgültigen Abstimmung über Artikel 8 nicht fortfahren kann, bevor wir 

nicht das Ergebnis dieser Abstimmung vorliegen haben. Ich bitte also um einige Minu-

ten Geduld.

Ich darf das Ergebnis der namentlichen Abstimmung bekannt geben, die zu Artikel 6 

"Frühkindliche Bildung" stattgefunden hat. – Ich bitte, die Plätze wieder einzunehmen 

und um Aufmerksamkeit. – Mit Ja haben 93 gestimmt, mit Nein haben 61 gestimmt; es 

gab 3 Stimmenthaltungen. Damit ist Artikel 6 angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu Nummer 7 des Änderungs-

antrags der SPD-Fraktion auf Drucksache 17/13211 bekannt. Mit Ja haben 64 ge-

stimmt, mit Nein haben 90 gestimmt; es gab 2 Stimmenthaltungen. Damit ist die Num-

mer 7 des Änderungsantrags abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Artikel 8. Der federführende Ausschuss emp-

fiehlt Zustimmung. Wer dem Artikel 8 zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das ist die Fraktion der CSU. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der 

SPD, der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltung-

en? – Sehe ich keine. Damit ist Artikel 8 so beschlossen.
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